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233# An' fra g e ~ 
i/ . 

der Abg" Lud w i €, DroT 0 n ~ i &, D:r"S:c h e f f, T h u r n e r 

und Genossen 

an die Bundesregierung, 

betreffen4 Wiedereinführung ,der Todesstrafe • 

..... -.-
, Bei der Einbr~ngung ,des Bundesverfassungsgesetzes, betreffend die 

Gel tungsdauer 'der Vorschriften über die Anwendung der Todesstrafe, am 

29.März 1950 wurde von dem Sprecher der Bundesregierung u.a. a.usgeführt' 

111m Juni 1946 wurde die Todesstrafe, die in Österreich zwar ange­

wendet' wurde, deren ve:rfassungsrech tliche ~:rundlage aber zweifelhift war, 

durch ein zei t;J.ioh begrenztes Verfasaungsgesetzf.,wieder eingeführt. Es galt 

damals, einem Notstand des Staates und seiner bedrängten Bevölkerung Reohnung 

ZU tragen. Im Mai 1948 wurde das Gesetz; über die Todesstrafe verlängert. 

Es hatt,esich eben ge zeigt, dass die Sicherheitsverhältnisse einen Verzicht 

auf diese Strafe noch nicht zulassen." ,"'-. 

Im weiteren Verlauf der Dariegungen erklärte die' Bundesregie~g, 

dass "die Kapitnlverbrechen noch immer eine weit über den Durchschnitt 

hinausgehende Zahl .. z~ verzeichnen haben. Schwerste Bluttaten haben d:i,e Be­

v~lkerung in Schr4eken versetzt, die ~ordstatistik zeigt noch immer eine 

Höhe der Kurve~ die weit über die statistis~henErgebniss~ der Vorkriegsjahro 

hinausragt. Einzelne Bluttaten haben eine b~sondere Brutalität der Täter 

erkennen lassen. Wenn vor den Augen eines Kindes der Vater ermordet wird, 

um eine Tageszeche zu erbeuten, wenn viele Bluttaten nicht nur ein, sondern 

mehrere Todesopfer fordern, so zeigt dies, wie sehr schwerste Kriminalität 

noch immer herrscht .. Die angeborene lü'iminalität läs.at sich durch Strafen 

nicht beseitigen. Hier versagt jede Theorie der .General- oderSpezialpräven­

tion. Ebenso klar ist aber die Erkenntnis, .. dass es neben der angeborenen 

Kriminalität eine sogenannte Gelegenheits- oder Konfl:iktskriminalität gibt, 

die. durch Strafordnungen beeinflusst werden kann. Wer nicht selbst zur 

Bejahung des menschlichen Lebensrechtee zur\ickkehrt, muss durch Strafordmm~· 

gen, elie geeignet sind, wir1::liche Furcht zu e;rzeugen, von der Begehung 

krimineller Handlungen abgehalten 'Werden. Wenn bei einer Mor4ta"ti die Aus-

". 
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. führung nur deshalb einem Jugendlichen übertragen wurde, weil dieser im Falle -

der Entdacku~ von der Todesstrafe nicht bedroht wa~) so wirft dies ein SchlaG­

licht auf die Bedeutung strenger Strafdrohullgolt 

Die damaligen Ausführungen·· des Bundesministers für Justiz können in 

einem nochverstärkteremMassta.b für die unmittelbare Gegenwart angewendet 

werden.· 

Der österreichisohe Natipnalrat hat am 24.,Mai 1950 mit 86 : 64 Stimmon 

die Aufhebung d?r Todesstrafe besohlossen" In diesem Besohluss steckte sicher 

ein durch die Literatur beeinflusster IdealismusQ Wäre d.amals das Volk über 

die Aufhebung oder den Weiterbestand de+, Todesstrafe befragt worden, so wäre 

sicher die Entsoheidung des Volkes gegenden Bes·chluss des Parlaments ausge­

fallen. In der Zwischenzeit hat sich die Zahl Q.or kriminellen Bluttaten in 

einem geradezu erschreckenden Ausmasse vermehrt .. Fälle,in denen sich der 

Täter vor seiner Tat juridische Ratsphläge über clas-Ausmass der Strafe ein­

holt, gerad.ezu exemplative Beispiale,indem Jugendliche als angebliche Tater 

naoh vorne gesch.oben werden,. da sie nach der bestehenden ostarreichischan 

Gesetzge.blUlg nu;- zu relativ geringen Strafen verurteilt werden können, .find 

an der Ta.gesordnung., Eine besondere Tragik dieser Verbrechensseuche besteht 

- weiters d.arin, dass die Opfer einer dera.r~igen schand1;laren Kriminal i tät nur 

zu häur-ig wehrlose Frauen sind., Wenn man diese Verhältnisse ohne entsprechende 

Remedur duroh Regierung und Parlament bes·tehen lässt, so wirddaduroh die 

sittliche Idee des Staates unterhöhlt o Von dem Augenblick der Aufhebung der 

Todesstrafe in Österreich hat sich ein.8moralisohG Atmosphä.re- verbreitet, zu 

deren Beseitigung d.ie Wiedereinführw1gst-rengster Strafnormetlnotwendig 

erscheint. 

Dem Staa.te steht. prinZipiell das Recht a.uf Jl .... ··l\''lendung (ler Todesstrafe 

zu; ja mehr, der Staat ist in gewissen Fällen zu ihrer Anwendung verpfli-ehtctc­

WelU'l QI.BJl nur zu gerne von Fehlurteilen spricht; so steht zur Behebung derarti.;.. 

ger Fälle dem Staate auch das Recht- der Begnadigu.."lti zuj) Wenn es einmal möglich 

sein würde~ in einer kommenden Zeit den sittlichen St~~d cles Staa.tsvolkes zu 

ei-nersolohen l[öhe zu heben, dass das Wohl der Gemeinschaft den Verzieht auf 

die Todesstrafe erlaubt., SO \Vird elue solche Entvnoldung auch im Geiste cles 

Christentums freudig zu begrüssen seine Leider ist die moralisohe Entwicklung 

gegenwä.~tig eher rückläufig, die Bed:ölnmg des bomm commune wird von Tag zu 
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Tag stärker, so dass es sohwerste. Jltoralische Verantwortung in den Augen der 

gesamten Bevölkerung bedeuten würde,· wenn nicht ehebaldigst Schritte unter­

nOmmen würden, um den.seinerzeitigen in seinen Auswirk.t.mgen so verheerenden, 

dem VolksampfindanWidersprochenden Par1amentsbescbluas Bur Aufhebung zu 

. bringello 

. Die gefertigten Abgeordneten stellen daher'an'die~undesregierung 

die 

Anfra.ge, 

ob sie geneigt ist, ehebaldigst dem Parlament Gesetzentwürfe zu unterbreiten, 

die im' Sinne der Erk1~~n dar Bundesregierung vom 29.März 1950 die 

WiederainfQhrungder Todesstrafe verlangen. Sollte sie aus irgendwelchen 

dan .Antragstellern nicht bakal".nten Gründen dias nicht tun, so müsste der Weg 

des Initiativantrages beschritten werden, um vor der gesamten Bevölkerung 

die Frage der Schuldhaftung klarzustellen • 

. ---"'-'-" 
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